
bereits mehrfach für Entwicklungshilfe, Soziallei-
stungen und Umweltschutz verplant. Es geht
darum, daß unter den Ordnungsbedingungen einer
Marktwirtschaft, die systematisch für den sparsam-
sten Umgang mit knappen Ressourcen sorgen, poli-
tische Prioritäten gesetzt werden: Ein hinreichend
großer Teil der Produktionsfaktoren muß für Ein-
sparmaßnahmen einerseits und mehr Umweltgüter
andererseits eingesetzt werden. Umweltvorsorge ist
Aufgabe eines jeden Bürgers und zugleich klassi-
sche Staatsaufgabe. Für Umweltvorsorge müssen
also politisch die Prioritäten gesetzt werden; die
Marktwirtschaft sorgt unter den notwendigen ord-
nungspolitischen Rahmenbedingungen dafür, daß
die bei gesetzten Prioritäten produzierten Güter
möglichst sparsam, also auch umweltschonend pro-
duziert werden. Schlagworte wie „ökosoziale
Marktwirtschaft“ in einer deutschen Umweltunion
und in Europa verdunkeln eher diese Zusammen-
hänge und lenken vom Staatsversagen beim Um-
weltschutz ab29).

1. Juli monatlich 10 Mrd. DM von der Bundesrepublik in die
DDR fließen müßten. Damit sollte offenbar Unruhe erzeugt
werden. Vgl. o. V., Die D-Mark wird zum Prügelknaben, in:
Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 21. Mai 1990.
33) Vgl. Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung
(Anm. 26), S. 239.

4. Inflationsprobleme durch schnelle Einführung
der Währungsunion?

Ein Scheinproblem sind dagegen für Deutschland
und die im Europäischen Währungssystem verbun-
denen EG-Länder die immer wieder befürchteten
Inflationsgefahren beim Übergang zu freien Preisen
in einer deutsch-deutschen Währungsunion. Ähn-
lich wie bei der Währungsreform von 1948 werden
dabei die offenen Preissteigerungen nach Abschaf-
fung von staatlichen Höchstpreisregulierungen und
Subventionen für Mieten und Lebensmittel mit In-
flation gleichgesetzt. Tatsächlich kommt es bei ei-
ner Freigabe von Preisen nach „zurückgestauter
Inflation“ zu einem Anstieg des Preisniveaus, wenn
das Gewicht der im Anpassungsprozeß sinkenden
Güterpreise geringer ist als das der steigenden
Preise. Das ist bei einer großen Zahl künstlich nied-
rig gehaltener Preise zu erwarten. Die Entzerrung
des Preisniveaus ist notwendig, damit Verbrauch
und Produktion die richtigen Knappheitssignale er-
halten: Kaninchen in der DDR mit subventionier-
tem Brot und Haferflocken zu füttern, für 50 Mark
an den Staat zu verkaufen und dann wiederum sub-
ventioniert für 20 Mark im Laden zu kaufen, ist nur

ein besonders absurdes, für „zurückgestaute Infla-
tion“ aber typisches Beispiel30).

Der offene Anstieg des Preisniveaus ist ein wesent-
licher Fortschritt gegenüber der „zurückgestauten
Inflation“, weil die Verzerrung der Preise immerhin
dadurch gemildert wird. Nach dem einmaligen An-
stieg im Anpassungsprozeß hat es die Bundesbank
in der Hand, das Preisniveau gemäß ihrer Ver-
pflichtung zur Sicherung des Geldwertes durch Ein-
satz ihres geldpolitischen Instrumentariums stabil
zu halten31 )- Die für das Europäische Währungssy-
stem befürchtete Destabilisierung wird nicht eintre-
ten. Nach der jahrelangen Kritik an der Bundes-
bank und der DM als angeblich zu stabiler „Anker-
währung“ im Europäischen Währungssystem
mußte die Befürchtung einer schwächeren DM oh-
nehin überraschen, denn sie käme nach dieser Ar-
gumentation ja den Mitgliedsländern mit geringerer
geldpolitischer Disziplin entgegen. Spekulationen
über eine Schwächung der DM durch die Über-
gangsprobleme der deutschen Einigung könnten
den Zweck haben, nach beachtlichen Erfolgen
Frankreichs bei der Geldwertstabilisierung, den
Franc als europäische Ankerwährung hoffähiger zu
machen32), indem die alte Ankerwährung DM als
geschwächt erscheint.

Nach den Berechnungen des Deutschen Instituts
für Wirtschaftsforschung (DIW) soll es aber nicht
einmal im Übergang für die Gesamtheit der Haus-
halte in der DDR zu einem wesentlichen Anstieg
des Preisniveaus kommen (2 Prozent), geschweige
denn im gesamten Währungsraum Deutschlands.
Ein starker Anstieg des Preisniveaus wird für die
Rentnerhaushalte berechnet. Dieser Anstieg ist al-
lerdings ein soziales Problem, nicht ein Problem für
das Europäische Währungssystem. Durch einen
monatlichen Rentenzuschlag von 250 DM würde
bei dem Umstellungskurs von 1 : 1 das Problem für
die Rentner gelöst33).



III. Europäische Einigung und internationaler Standortwettbewerb
1. Wachstum durch offene Märkte

Während sich die politische Diskussion in der Bun-
desrepublik auf die Anpassungskosten der deut-
schen Einheit konzentriert, warten die meisten Bür-
ger in der DDR und die Unternehmen in der Bun-
desrepublik auf die deutsche Währungsunion als
definitives Startzeichen für einen schnellen Aufhol-
prozeß bei Entlohnung, Güterversorgung und Inve-
stitionen. Bisher wurde zwar viel über Kooperatio-
nen und Investitionen in der DDR gesprochen, es
ist aber kaum Kapital in die DDR geflossen. Der
Strom von Übersiedlern ging allerdings nach An-
kündigung einer schnellen Währungsunion abrupt
und anhaltend zurück, wie dies auf Transparenten
von DDR-Bürgern angekündigt worden war:
„Kommt die DM, bleiben wir; kommt sie nicht,
dann gehen wir!“

Trotz des starken Lohngefälles zwischen der DDR
und der Bundesrepublik von durchschnittlich etwa
1 : 2 bei den Nettolöhnen ) bleiben die DDR-Bür34 -
ger nun in ihrer Heimat. Eine Rolle spielt dabei
sicherlich auch die geringe Aufnahmefähigkeit des
Wohnungs- und Arbeitsmarktes in der Bundesre-
publik. Entscheidend dürfte aber sein: Die Men-
schen in der DDR trauen sich und ihrem Wirt-
schaftsstandort bei konsequenten Reformen einen
erfolgreichen Aufholprozeß zu ).

Von den Wachstumsimpulsen dieses Aufholprozes-
ses erwarten Anbieter von Waren und Dienstlei-
stungen in Deutschland, in Europa und auch in den
erfolgreichen Entwicklungsländern Ostasiens
kräftig steigende Absatzchancen. Da die Reform-
länder Ungarn, Polen und SFR neben anderen
marktwirtschaftlichen Reformen (Eigentums- und
Wettbewerbsordnung) auch schrittweise die Kon-
vertierbarkeit ihrer Währungen einführen, werden
diese Länder wie die DDR mit der voll konvertiblen
DM als Handelspartner attraktiver: Wer z. B.
durch Exporte konvertible Forint, Zloty oder Kro-
nen verdient hat, kann sie frei gegen Waren,
Dienstleistungen, Immobilien oder Dollar intau-
sehen („konvertieren“)

c
36 )-

Im Vorgriff auf diese Wachstumsimpulse der deut-
schen Einheit und der marktwirtschaftlichen Refor-
men in Mittel- und Osteuropa haben sich Wachs-

tum und Beschäftigung in der Bundesrepublik deut-
lich günstiger entwickelt, als dies bei nachlassender
Inlandsnachfrage und steigenden Zinsen zuvor er-
wartet worden war37). Dem liegen positive Absatz-
und Investitionserwartungen der Unternehmen zu-
grunde, die offenbar von den Chancen der offene-
ren Märkte in Mittel- und Osteuropa bestimmt wer-
den, ähnlich wie nach der Ankündigung des EG-
Binnenmarktes 1992.

2. Entw icklungsländer im Abseits?

Die Sorge, daß die internationalen Kapitalströme
künftig verstärkt in die offeneren Wachstums-
märkte Mittel- und Osteuropas gelenkt werden,
nicht aber wie bisher in Entwicklungsländer, ist
zum Dauerthema fast jeder Entwicklungsländerdis-
kussion geworden. Viele Entwicklungsländer füh-
len sich durch die Veränderungen in Europa ins
Abseits gedrängt. Angeregt wird die Phantasie vor
allem durch die gigantischen Zahlen über den Inve-
stitionsbedarf in der DDR und in den anderen Re-
formländern. So wird für die DDR ein Investitions-
bedarf von 500 bis 1 000 Mrd. DM geschätzt. Hoch-
gerechnet auf Mittel- und Osteuropa ohne die So-
wjetunion werden bis zum Jahre 2000 3 500 bis
7 000 Mrd. DM geschätzt, also 350 bis 700 Mrd.
DM pro Jahr38).

Solche Phantasien und die damit verbundenen Sor-
gen werden kaum durch Überlegungen zum Zeitbe-
darf für die Auswahl und Koordinierung von Inve-
stitionsprojekten oder durch Kapazitätserwägun-
gen gebremst, obwohl gerade in Entwicklungslän-
dern die Beispiele von elektrischen Melkanlagen
ohne Stromversorgung und Hafenanlagenbau ohne
hinreichende Auslastung durch internationalen
Warenverkehr bekannt sind. Vor allem aber wer-
den Zusammenhänge zwischen Kapitalbewegungen
und Güterbewegungen sowie die Transferprobleme
von der Aufbringung der Finanzmittel bis zur Über-
tragung der Transfersumme in Güterform ) nicht
beachtet: Wenn verstärkt Kapital nach Osteuropa
fließt, so daß

39

Osteuropa netto Kapital importiert,
dann muß Osteuropa wegen der Logik einer stets
ausgeglichenen Zahlungsbilanz bei flexiblen Wech-
selkursen in Höhe des Nettokapitalimports Güter



importieren („Leistungsbilanzdefizit“). Bei festen
Wechselkursen« könnten auch die Devisenreserven
nach zusätzlichen Kapitalimporten steigen, doch ist
dies bei dem hohen Kapital- und Güterbedarf die-
ser Länder nicht sehr wahrscheinlich40).

Diese Netto-Güterimporte brauchen die DDR und
die europäischen Reformländer für den Aufholpro-
zeß. Für Exporteure in Entwicklungsländern ist
dies zunächst eine Chance, Devisen durch zusätzli-
che Exporte zu verdienen, um ihre Importe auf die-
sem Wege und nicht über zusätzliche Kapitalim-
porte zu bezahlen. Das folgt aus der Zahlungsbi-
lanzlogik, gilt also für jedes Land, nicht nur für die
ostasiatischen Entwicklungsländer. Finanzierung
von Importen durch Kapitalimporte heute bedeutet
Rückzahlung der Kredite in Güterform durch Ex-
porte morgen. Gerade für schon stark verschuldete
Entwicklungsländer müßten die Chancen, mehr
Devisen durch Güterexporte verdienen zu können,
eher eine Hoffnung sein, verglichen mit der Alter-
native, bei geschlosseneren Gütermärkten für Ent-
wicklungsländer mehr Kapital zu importieren und
so die Auslandsverschuldung weiter zu erhöhen.
Das wäre vor allem so lange problematisch, wie der
Kapitalmangel nicht das entscheidende Problem ist,
sondern vielmehr die Fehlleitung von Kapital durch
Mängel der Wirtschaftsordnung in Entwicklungs-
ländern41 ).

3. Keine Lösung ohne Liberalisierungen in der
Uruguay-Runde

Die marktwirtschaftlichen Reformen, die Kapital in
die mittel- und osteuropäischen Reformländer len-
ken, sollten auch in Entwicklungsländern die Kräfte
stärken, die eine Lösung der Entwicklungspro-
bleme vorrangig im eigenen Lande durch wirt-
schaftliche und politische Reformen sehen. Inso-

fern ist der Druck durch intensiveren internationa-
len Standortwettbewerb ebenso eine Chance wie
das positive Beispiel der Reformen in Europa. Zu
hoffen ist, daß der Papst auf seiner Reise nach
Mexiko nicht mißverstanden worden ist, als er in
Durango vor Unternehmern den „liberalen Kapita-
lismus“ für die Probleme der Dritten Welt verant-
wortlich gemacht hat. Eine marktwirtschaftliche
Ordnung in den Entwicklungsländern und in den
internationalen Wirtschaftsbeziehungen kann er je-
denfalls bei diesem Appell an Moral und Ethik im 
wirtschaftlichen Verhalten seiner einzelnen Zuhö-
rer nicht gemeint haben42 ).

Gemeint ist vielmehr die jetzige Weltwirtschafts-
ordnung. Das heißt: Die Weltwirtschaftsordnung
ist weiterhin in hohem Maße protektionistisch und
eben nicht nur marktwirtschaftlich. Wenn insge-
samt marktwirtschaftliche Elemente in der Welt-
wirtschaftsordnung dominieren, dann hilft das de-
nen wenig, die durch Ausnahmeregelungen bei
Agrarprodukten, Textilien und Bekleidung und an-
deren „sensiblen“ Produkten systematisch diskrimi-
niert werden. Das sind in erster Linie Entwick-
lungsländer43 ). Die Fortschritte, die in der Uru-
guay-Runde von Handelsliberalisierungen nach
jahrelangen Verhandlungen noch immer nicht er-
reicht sind, müssen bis Ende 1990 gegen protektio-
nistischen Anpassungswiderstand erkämpft wer-
den. Der etwas weitere Blick auf die Wachstumsim-
pulse offenerer Märkte sollte die nötigen Liberali-
sierungen erleichtern. Nur dann können die Ent-
wicklungsländer die Chancen durch marktwirt-
schaftliche Reformen in Europa zügig in Entwick-
lungserfolge der Dritten Welt ummünzen.



Wolfgang Renzsch

Deutsche Länder und europäische Integration
Kompetenzverluste und neue Handlungschancen

in einem „Europa der Regionen“ )1

Die Initiativen der Bundesländer zu europapoliti-
sehen Fragen sind in der jüngsten Zeit von ihrem
Bestreben geprägt worden, die innerstaatliche Wil-
lensbildung zur Europapolitik verstärkt zu beein-
flussen2), und von ihrem Bemühen, in der sich bil-
denden Europäischen Union föderativen Grundsät-
zen Geltung zu verschaffen. Die politische und wis-
senschaftliche Diskussion thematisierte in diesem
Zusammenhang den Kompetenzverlust der Länder
infolge von Souveränitätsabtretungen an die Euro-
päischen Gemeinschaften und die möglichen Zuge-
winne an Handlungschancen der Landespolitik
durch die europäische Integration in einem ange-
strebten, dreistufig föderativ verfaßten „Europa
der Regionen“.

Jahre Bundesrat. Tagungsband zum wissenschaftlichen Sym-
posium in der Evangelischen Akademie Tutzing vom 11. bis
14. April 1989, hrsg. vom Bundesrat, Baden-Baden 1989,
S. 285 ff.; Evelyn Haas, Die Mitwirkung der Länder bei EG-
Vorhaben. Neuere Entwicklungen im Gefolge der Luxem-
burger Akte, in: Die Öffentliche Verwaltung, 41 (1988),
S. 613 ff.; Theodor Eschenburg, Bundesstaat im Staaten-
bund, in: Die Zeit, Nr. 44 vom 24. Oktober 1986, S. 13.
4) Vgl. Bundesrats-Drucksache Nr. 703/89 (Beschluß), Bun-
desrat, 610. Sitzung, 16. März 1990, S. 83 ff.
5) Vgl. Bundesrats-Drucksache Nr. 198/90 (Beschluß).
6) Vgl. Europa-Archiv, (1988) 17, S. D 337ff.
7) Rede Delors vom 17. 1. 1990 vor dem Europäischen Par-
lament, in: Bulletin der Europäischen Gemeinschaften, Bei-
lage 1/90: Arbeitsprogramm der Kommission für 1990,
S. 15 f.
8) Vgl. Europäisches Parlament, Dok. A2-218/88 vom
18. November 1988.

Die Landesregierungen verfolgen das Ziel, durch
intensivierte Einflußnahme auf die Europapolitik
der Bundesregierung den Abbau ihrer ohnehin
schon stark reduzierten Kompetenzen, den sie in-
folge der europäischen Integration erleiden, auszu-
gleichen. Sie haben die Ratifizierung der Einheitli-
chen Europäischen Akte als Mittel benutzt, um ihre
Mitwirkung bei der innerstaatlichen Willensbildung
in der EG-Politik zu stärken ). Mit Hilfe eines vom3

1) Überarbeitete Fassung meines Vortrages „Recent Attitu-
des of German Länder Towards European Integration“, ge-
halten auf der Konferenz „Federal-Type Solutions and their
Implications for European Integration“ im Europa-Kolleg
Brügge, 26.-28. Oktober 1989.
2) Nicht nur im Zuge der europäischen Integration, sondern
auch bei der Vereinigung der beiden deutschen Staaten po-
chen die Länder verstärkt auf ihre Rechte und ihre Mitwir-
kung, vgl. Bundesrat, Pressespiegel 3/90: Verhandlungen zur
deutschen Einheit nicht ohne die Länder.
3) Zu den verfassungsrechtlichen"Aspekten vgl. Eberhard
Grabitz, Die deutschen Länder in der EG-Politik: Verfas-
sungsrechtliche Grundlagen, in: RudolfHrbek/Uwe Thaysen
(Hrsg.), Die deutschen Länder und die Europäischen Ge-
meinschaften, Baden-Baden 1986, S. 169ff.; Christian To-
muschat, Bundesstaats- und Integrationsprinzip in der Ver-
fassungsordnung des Grundgesetzes, in: Siegfried Magiera/
Detlef Merten (Hrsg.), Bundesländer und Europäische Ge-
meinschaft, Berlin 1988, S. 21 ff.; Hans-Jochen Vogel, Zu
einigen verfassungspolitischen Problemen im Bund-Länder-
Verhältnis, in: Festschrift für Wolfgang Zeidler, hrsg. von
Walter Fürst, Roman Herzog, Dieter C. Umbach, Bd. 2,
Berlin-New York 1987, S. 1059ff.; Jochen Abr. Frowein,
Bundesrat, Länder und europäische Einigung, in: Vierzig

Bundesrat gestellten Antrages zur Änderung des
Artikel 24 Abs. 1 Grundgesetz4 ) versuchen sie, zu-
künftige Souveränitätsabtretungen an die Zustim-
mung des Bundesrates zu binden. Ein kürzlich ge-
faßter Bundesratsbeschluß5) verlangt die Beteili-
gung der Länder an der Erarbeitung der deutschen
Verhandlungsposition für die bevorstehenden Re-
gierungskonferenzen zur Schaffung der Wirt-
schafts- und Währungsreform sowie den institutio-
nellen Reformen der EG, als deren Ziel die Politi-
sche Union gilt.

Neben dem Ziel, mehr Einfluß auf europäische
Entscheidungen ausüben zu können, wollen die
Länder aber auch in einem föderativ verfaßten ver-
einigten Europa ihre autonomen Rechte durch
klare Abgrenzungen der Zuständigkeiten gesichert
sehen. Mit großer Genugtuung haben die Landes-
regierungen die Stellungnahmen des Präsidenten
der EG-Kommission, Jacques Delors, vom Mai
1988 beim Treffen mit den deutschen Ministerprä-
sidenten6) und bei späteren Gelegenheiten7) auf-
genommen, in denen Delors seine Entschlossenheit
bekundete, die Regionen bzw. Länder als integra-
len Bestandteil einer entstehenden Europäischen
Union anzuerkennen und das Subsidiaritätsprinzip
zu wahren. Der Bundesrat griff zudem die Regio-
nalismus-Charta8 ) des Europäischen Parlaments
vom November 1988 auf, um in Zusammenarbeit



mit diesem im Zuge der anstehenden institutionei-
len Reformen, insbesondere im Zusammenhang
mit der Stärkung der demokratischen Teilhabe der

Bürger, auch die regionale Autonomie in einer fö-
derativen Struktur und die Teilhabe an den Ent-
scheidungen der EG-Organe zu sichern9).

9) Vgl. Bundesrats-Drucksache Nr. 279/89 (Beschluß).
10) Nicht nur die Länder und der Bundesrat haben durch die
europäische Integration an Zuständigkeiten verloren. Be-
troffen ist — wie andere nationale Parlamente — auch der
Bundestag, denn die europäische Gesetzgebung erfolgt pri-
mär durch Verhandlungen der nationalen Regierungen.

I. Die Eigenstaatlichkeit der Länder ist bedroht

Europäische Integration heißt notwendigerweise
Abtretung von bundesdeutschen Hoheitsrechten an
die Europäischen Gemeinschaften, wie es Arti-
kel 24 Abs. 1 Grundgesetz vorsieht. Der Bund,
dem sowohl die Integrationskompetenz nach Arti-
kel 24 Abs. 1 Grundgesetz wie auch die Zuständig-
keit für die Außenpolitik nach Artikel 32 Abs. 1
Grundgesetz obliegt, kann Zuständigkeiten, die
nicht seine eigenen, sondern solche der Länder
sind, ohne deren Zustimmung oder eine Zustim-
mung des Bundesrates auf europäische oder andere
zwischenstaatliche Organisationen übertragen. Da-
mit betrifft das Integrationshandeln des Bundes
nicht nur seine eigenen Institutionen, sondern hat
auch Auswirkungen auf die Länder und den Bun-
desrat. Es gibt keine verfassungsrechtlich fixierte
Grenze, die eine mögliche weitere Ausdünnung der
ohnehin stark reduzierten autonomen Gesetzge-
bungskompetenzen der Länder beschränkt, außer
der des Artikels 79 Abs. 3 Grundgesetz, in dem die
Existenz der Länder selbst sowie deren Mitwirkung
an der Gesetzgebung garantiert werden10).
Mit zunehmender Intensität der Integration sehen
sich die Länder, die mehr und mehr von Brüsseler
Entscheidungen betroffen sind, in ihrer verfas-
sungsrechtlich garantierten Eigenstaatlichkeit be-
droht. Der auch von den Ländern gewollte Integra-
tionsprozeß hat eine Dynamik, die sich nicht an der
bundesdeutschen vertikalen föderalstaatlichen Ge-
waltenteilung orientiert, und die Souveränitäts-

Übertragungen lassen sich aus europäischer Sicht
kaum auf Bundeskompetenzen beschränken.

Die Bundesregierung, die das EG-Mitglied Bun-
desrepublik Deutschland in Brüssel vertritt, erhält
zudem mit der Übertragung von autonomen Lan-
deskompetenzen auf die EG über ihre Mitwirkung
in den EG-Institutionen Kompetenzgewinne in Be-
reichen, die ihr von Verfassung wegen im inner-
staatlichen Verhältnis verschlossen bleiben. Unter
diesen Gesichtspunkten geben Bund und Länder
nicht gleichermaßen Kompetenzen ab, sondern der
Bund verzeichnet den Ländern gegenüber einen
Gewinn, für den die Länder keinen Ausgleich er-
halten11).

Durch die europäische Integration verlieren die
Länder nicht nur Zuständigkeiten, auch das inner-
staatliche Gleichgewicht zwischen Bund und Län-
dern verändert sich zu ihrem Nachteil. Die Kompe-
tenzabgrenzungen sind im Grundgesetz erschöp-
fend und umfassend geregelt. Änderungen dieser
Balance verlangen im Regelfälle eine Verfassungs-
änderung, die der Zustimmung einer Zweidrittel-
mehrheit auch des Bundesrates bedarf. Anders ist
es bei der Übertragung von Zuständigkeiten der
Länder auf die Europäischen Gemeinschaften.
Über die Rechte, die Artikel 24 Abs. 1, die „offene
Flanke des deutschen Föderalismus“, dem Bund
verleiht, wird in das innerstaatliche Kompetenzge-
füge eingegriffen, ohne daß die Klauseln greifen,
die die Verfassung dafür üblicherweise vorsieht.

11) Vgl. Georg-Berndt Oschatz/Horst Risse, Europäische In-
tegration und deutscher Föderalismus, in: Europa-Archiv,
(1988) 1, S. 9ff.; Günter Einert. EG-Entwicklung unter
Ländervorbehalt, in: R. Hrbek/U. Thaysen (Anm. 3), 
S. 47.



II. Mehr Ländereinfluß auf die Politik der Bundesregierung
in den Europäischen Gemeinschaften

Es kann daher nicht überraschen, daß die Landes-
regierungen, trotz ihrer umfassenden und unzwei-
deutigen Unterstützung der europäischen Integra-
tion, wegen der Beschneidung ihrer Kompetenzen
besorgt sind. Nachdem sie seit 1949, insbesondere
durch die Verfassungsreform von 1969, Zuständig-
keiten an den Bund abgetreten haben12), im Ge-
genzug jedoch über den Bundesrat zunehmend
mehr Einfluß auf die Bundespolitik gewannen
— Kritiker sprechen bereits von einem unitariseben
System hinter einer föderalen Fassade13) —, be-
fürchten sie nun, Zuständigkeiten ohne Gegenlei-
stung, ohne Sicherung ihres Einflusses abgeben zu
müssen. Sie sehen die Gefahr, bloße Selbstverwal-
tungsorgane ohne politische Entscheidungsrechte
zu werden. Daher hat der Bundesrat die Ratifizie-
rung der Einheitlichen Europäischen Akte, deren
Zustimmungspflichtigkeit zweifelhaft war14), ge-
nutzt, um mehr Einfluß auf die Politik der Bundes-
regierung in den europäischen Gremien zu gewin-
nen. Er verlangte Mitsprache bei der Formulierung
der bundesdeutschen Politik im EG-Ministerrat,
wenn es um Politikbereiche geht, die nach deut-
schem Verfassungsrecht der Zuständigkeit der Län-
der unterliegen oder von großem Interesse für sie
sind15).

12) Es darf hier allerdings nicht übersehen werden, daß die
Länder durch innerstaatliche Übertragungen von Kompeten-
zen auf den Bund, durch extensive Ausschöpfung der kon-
kurrierenden Gesetzgebung des Bundes und durch eine de-
taillierte Rahmengesetzgebung mehr autonome Zuständig-
keiten verloren haben als durch die europäische Integration,
vgl. Klaus Otto, The Foreign and European Policy of the
German Länder, in: Publius. The Journal of Federalism, 19
(1989)4, S. 175f.
13) Vgl. Hartmut Klatt. Reform und Perspektiven des Föde-
ralismus in der Bundesrepublik Deutschland, in: Aus Politik
und Zeitgeschichte, B 28/86, S. 3ff.
14) Vgl. J. A. Frowein (Anm. 3), S. 290f.
15) Vgl. Rudolf Hrbek. Doppelte Politikverflechtung: Deut-
scher Föderalismus und Europäische Integration. Die Län-
der im EG-Entscheidungsprozeß, in: R. Hrbek/U. Thaysen
(Anm. 3), S. 17 ff.
16) Vgl. Günter Jaspert, Der Bundesrat und die europäische
Integration, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 12/82,
S. 17 ff.; Rudolf Morawitz, Die Zusammenarbeit von Bund
und Ländern bei Vorhaben der Europäischen Gemeinschaf-
ten, Bonn 1981.

17) Vgl. Briefwechsel zwischen dem Bundeskanzler und dem
Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkonferenz vom 19. und
26. September 1979, in: Bundesrat und Europäische Ge-
meinschaften. Dokumente, hrsg. vom Sekretariat des Bun-
desrates, Bonn 1988, S. 201 ff.
18) Vgl. Art. 2 des Gesetzes zur Einheitlichen Europäischen
Akte, in: BGBl. II, 1986, S. 1102.

Die Sorgen der Länder über eine Beschneidung
ihrer Zuständigkeiten reichen zurück bis in das Jahr
1951, als die Europäische Gemeinschaft für Kohle
und Stahl (EGKS) gegründet wurde16). Seit den
Anfängen der europäischen Integration versuchten
die Länder, die Europapolitik der Bundesregierung
zu beeinflussen, wenn es um Angelegenheiten ging,
die ihrer Zuständigkeit unterlagen. Bereits 1951
willigte die Bundesregierung ein, einen Unteraus-
schuß des Ausschusses für Auswärtige Angelegen-

heiten des Bundesrates über europapolitische Fra-
gen zu informieren. Die Forderung nach laufenden
Informationen wurde bei der Ratifizierung der Rö-
mischen Verträge 1957 wiederholt und rechtlich
abgesichert. 1979 dann erlangten die Länder das
Recht auf umfassende Informationen und — das
war neu — das Recht, eigene Stellungnahmen ab-
zugeben, die die Bundesregierung bei ihren Ent-
scheidungen zu berücksichtigen hat. Darüber hin-
aus konnten die Länder nun das Hinzuziehen von
eigenen Vertretern bei den Verhandlungen in Brüs-
sel verlangen17).

Weil sich dieses Verfahren jedoch als wenig effi-
zient erwies, intensivierten die Länder 1986 ihre
Beteiligung an der Europapolitik des Bundes aber-
mals. Das Ratifizierungsgesetz zur Einheitlichen
Europäischen Akte verpflichtet die Bundesregie-
rung, den Bundesrat umfassend und zum frühest-
möglichen Zeitpunkt über alle Angelegenheiten
der Europäischen Gemeinschaften zu unterrichten,
die von Interesse für die Länder sein könnten. Bei
Angelegenheiten, die der Gesetzgebung der Län-
der unterliegen, ermöglicht die Bundesregierung
den Ländern eine Stellungnahme vor einer Ent-
scheidung in den EG-Institutionen. Die Bundesre-
gierung hat die Stellungnahme der Länder zu be-
rücksichtigen. In Angelegenheiten der ausschließli-
chen Gesetzgebung der Länder darf die Bundesre-
gierung von der Stellungnahme der Länder nur aus
unabweisbaren außen- oder integrationspolitischen
Gründen abweichen. Weicht sie davon ab, hat sie
die Gründe dafür anzugeben. Wenn möglich, hat
sie auf Verlangen der Länder zwei Vertreter der
Landesregierungen an den Verhandlungen mit der
EG-Kommission oder in dem Ministerrat zu betei-
ligen ).18

Im Unterschied zu den bisherigen basiert das neue
Verfahren vorrangig aus Gründen der politischen
Pragmatik und Effizienz auf dem Bundesratsprinzip
und nicht — wie die vorhergehenden — auf einer
„echten“ Länderbeteiligung. Die Beteiligung des
Bundesrates anstelle der Landesregierungen hat
eine bedeutsame rechtliche Folge: Der Bundesrat,
der Bundesorgan und Teil der Legislative des Bun-
des und kein Länderorgan ist, entscheidet unter
Anwendung des Mehrheitsprinzips. Damit wird
erstmals in Angelegenheiten, die innerstaatlich der
Gesetzgebung der Länder unterliegen, vom Grund-



satz der Einstimmigkeit bei länderübergreifenden
Vereinbarungen abgewichen.
Um rasche Entscheidungen zu ermöglichen und
Vertraulichkeit sicherzustellen, wurde im Bundes-
rat eine EG-Kammer geschaffen, die sich anstelle
des Bundesratsplenums mit EG-Angelegenheiten
beschäftigt und beschließt. Es ist praktikabler,
kurzfristig elf Vertreter der Landesregierungen zu-
sammenzurufen als das Bundesratsplenum außer-
halb der langfristig festgelegten Sitzungstermine.
Im Unterschied zu den Ausschüssen des Bundesra-
tes besitzt die EG-Kammer in EG-Fragen die glei-
chen Rechte und Kompetenzen wie das Plenum.
Die Länder stimmen nach der im Grundgesetz vor-
gesehenen Stimmengewichtung ab, und nur Bun-
desratsmitglieder — keine Beamte, die sonst übli-
cherweise ihre Minister in den Ausschüssen vertre-
ten — können in die EG-Kammer entsandt wer-
den19). Das neue Beteiligungsverfahren hat den
Informationsfluß verbessert und gewährt den Län-
dern deutlich mehr Einfluß auf die Politik der Bun-
desregierung in den Organen der EG und führt
infolgedessen zu einer stärkeren Berücksichtigung
der Interessen der Länder bei Entscheidungen in
den europäischen Institutionen. Die Länder nutzen

19) Vgl. Bundesrats-Drucksache Nr. 230/88; Ergänzung der
Geschäftsordnung des Bundesrates, in: Sekretariat des Bun-
desrates (Anm. 17), S. 435 ff.; Eckhard Wiemers, Ein wirk-
sames Instrument für Europa, in: Das Parlament, Nr. 37—38
vom 8./15. September 1989, S. 16; Rudolf Morawitz, Die
Zusammenarbeit von Bund und Ländern bei der Wahrneh-
mung von EG-Aufgaben. Erfahrungen und Reformbestre-
bungen, in: S. Magiera/D. Merten (Anm. 3), S. 45 ff.
20) Vgl. ebd., S. 45 ff.; ders., Die Zusammenarbeit von
Bund und Ländern bei Vorhaben der Europäischen Gemein-
schaft, Bonn 1981; Günter Jaspert, Der Bundesrat und die
europäische Integration, in: Aus Politik und Zeitgeschichte,
B 12/82, S. 17 ff.; Hans Boldt/Werner Reh, Instrumente der
Landespolitik in der Europäischen Gemeinschaft, in: Ulrich
von Alemann/Rolf G. Heinze/Bodo Hombach (Hrsg.), Die
Kraft der Regionen. Nordrhein-Westfalen in Europa, Bonn
1990, S. 62 f. Die Landesregierungen bemühten sich in der
ersten Jahreshälfte 1990 um eine Auswertung des Beteili-
gungsverfahrens. dessen Ergebnisse für diesen Beitrag noch
nicht zur Verfügung standen.

21) Vgl. G. Einert (Anm. 11), S. 47.
22) Vgl. Björn Engholm, Europa und die deutschen Bundes-
länder. Vortrag in der Vertretung der Kommission der Euro-
päischen Gemeinschaften in Bonn am 20. April 1989, in:
Europa-Archiv, (1989) 12, S. 383 ff.
23) Vgl. G.-B. Oschatz/H. Risse (Anm. 11), S. 9ff; Gerhard
Memminger, Die Zusammenarbeit von Bund und Ländern
bei der Wahrnehmung von EG-Aufgaben. Erfahrungen und
Reformbestrebungen, in: S. Magiera/D. Merten (Anm. 3),
S. 61 ff.
24) Vgl. Antwort der Bayerischen Staatsregierung vom
11. Mai 1989 auf die Interpellation der Abgeordneten Hier-
semann . . . und der Fraktion der SPD (Drucksache
Nr. 11/9353) zur Europapolitik, S. 120; Presseerklärung der
Bayerischen Staatsregierung Nr. 56/89 vom 25. Juli 1989.
25) Vgl. Michael Borchmann, Die Europäischen Gemein-
schaften im Brennpunkt politischer Aktivitäten der Bundes-
länder, in: Die Öffentliche Verwaltung, 41 (1988),
S. 627 f.

die neuen Beteiligungsmöglichkeiten intensiver als
frühere. Früher geäußerte Kritik, die Länder nutz-
ten die ihnen eingeräumten Möglichkeiten nicht, ist
heute nicht mehr gerechtfertigt20).

Aus der Sicht der Länder bildet das neue Verfahren
die größtmögliche Einflußnahme unterhalb des ver-
fassungsrechtlich nicht erlaubten Vetos21). Trotz-
dem ist die rechtliche und politische Relevanz der
Ratifikationsklausel umstritten. 1988 meinte der
seinerzeitige Präsident des Bundesrates, Björn
Engholm, politische Gesichtspunkte betonend, der
Bundesrat habe in europäischen Angelegenheiten
nun Gleichberechtigung erreicht22). Demgegen-
über äußerten sich der Direktor des Bundesrates,
Georg-Berndt Oschatz, und sein Mitarbeiter Horst
Risse, eher juristische Aspekte in den Vordergrund
stellend, erheblich skeptischer. Die Errungenschaf-
ten des Bundesrates durch das Ratifikationsgesetz
zur Einheitlichen Europäischen Akte seien — im 
Vergleich zur Vereinbarung von 1979 — nicht be-
sonders erheblich. Im Konfliktfall wird der Bundes-
rat rechtlich nicht in der Lage sein, die Bundesre-
gierung auf seine Stellungnahme zu verpflich-
ten23 ).

III. Grundgesetzänderung zugunsten der Länder?

Um die Beteiligung der Länder auf die Willensbil-
dung der Bundesregierung zu intensivieren, brachte
der Bundesrat aufgrund einer von sechs Ländern
unterstützten bayerischen Initiative24) ein bereits
älteres Anliegen der Länder ) im Bundestag ein,
nämlich einen Antrag auf Änderung des Grundge-
setzes. Nach diesem Begehren sollen die Kompe-
tenzen des Bundes aufgrund Artikel 24 Absatz 1
dahingehend beschränkt werden, daß die Übertra-

gung von Hoheitsrechten auf supranationale Orga-
nisationen, unabhängig davon, ob sie verfassungs-
mäßig den Ländern oder dem Bund zustehen, zu-
künftig der Zustimmung des Bundesrates bedarf.
Zudem schafft die vom Bundesrat vorgelegte Neu-
formulierung von Artikel 24 Absatz 1 eine verfas-
sungsrechtliche Grundlage für das Beteiligungsver-
fahren nach Artikel 2 der Einheitlichen Europäi-
schen Akte, wodurch die Mitwirkung des Bundes-



rates bei der europapolitischen Willensbildung der
Bundesregierung von Verfassungs wegen festge-
schrieben werden soll26).

26) Vgl. Bundesrats-Drucksache Nr. 703/89 (Beschluß);
Bundesrat, 610. Sitzung, 16. 3. 1990, S. 83 ff.
27) Vgl. Bundesrats-Drucksache Nr. 703/89 (Beschluß),
S. 3f.; Bundesrat, 610. Sitzung, 16. 3. 1990, S. 83 ff.
28) Im Bundestag, insbesondere in den derzeitigen Regie-
rungsfraktionen, sieht man die Ausweitung des Einflusses
des Bundesrates mit großem Unbehagen, vgl. Renate Hell-
wig. Diskussionsbeitrag, in: R. Hrbek/U. Thaysen (Anm. 3),
S. 135 f.
29) Vgl. J. A. Frowein (Anm. 3). S. 290f.; Fritz Ossenbühl,
Föderalismus nach 40 Jahren Grundgesetz, in: Deutsches
Verwaltungsblatt. (1989), S. 1236 f.
30) Vgl. Helmut Lenz, Die Landtage als staatsnotarielle Ra-
tifikationsämter, in: Die Öffentliche Verwaltung, 30 (1977),
S. 157 ff.
31) Vgl. Wolfgang Renzsch, Die deutschen Länder und Eu-
ropa: Landesregierungen zwischen Integrationsfurcht und
-hoffnung, in: Zeitschrift für Parlamentsfragen, 20 (1989) 4,
S. 581 ff.

32) So die Formulierung der Bund-Länder-Vereinbarung
über die Unterrichtung und Beteiligung des Bundesrates und
der Länder ... in Ausführung von Artikel 2 des Geset-
zes . . . , in: Sekretariat des Bundesrates (Anm. 17),
S. 429.
33) Vgl. Europe. All, well nearly all eyes on union, in: The
Economist vom 28. April 1990; All abord, sowie The road
from Dublin to Dublin, beide in: The Economist vom 5. Mai
1990; Einheit. Vielfalt, Einfalt, in: Wirtschaftswoche, Nr. 19
vom 4. Mai 1990, S. 14ff.; Dieter Bull, Niemand will die
Queen verjagen, in: Die Zeit, Nr. 19 vom 4. Mai 1990.

Das Verlangen des Bundesrates, nicht nur die
Übertragung von Kompetenzen der Länder, son-
dern auch von solchen des Bundes seiner Zustim-
mung zu unterwerfen, wird damit begründet, daß
mit der Übertragung von Zuständigkeiten des Bun-
des die Länder ihren über den Bundesrat ausgeüb-
ten Einfluß auf Bundesangelegenheiten verlieren.
Die Zustimmungspflicht schaffe hier einen gewis-
sen Ausgleich. Weil damit bei der Übertragung von
Hoheitsrechten des Bundes, die materiell wie eine
Verfassungsänderung wirke, der Gesamtstaat be-
troffen sei, sei es angemessen zu fordern, daß der
Bundesrat wenigstens mit der Mehrheit seiner Stim-
men einer solchen Übertragung zustimmt27 ).

Man mag geteilter Meinung darüber sein, ob die
Länder durch eine solche Initiative wirklich ihren
Einfluß verstärken können. Abgesehen von der
Frage, ob sich die notwendigen Mehrheiten im
Bundestag finden lassen28 ) — im Zuge der deut-
schen Vereinigung notwendige Grundgesetzände-
rungen oder zukünftige Ergänzungen des EWG-
Vertrages bieten hier vielleicht die Möglichkeit, sol-
che Wünsche in einer Paketlösung zu realisieren —,

ist nicht unbedingt erkennbar, was erreicht werden
kann: Bei einem Erfolg der Initiative würden die
europäischen Verträge und deren Änderungen
nicht nur der Ratifikation durch den Bundestag,
sondern auch der Zustimmungspflichtigkeit des
Bundesrates unterliegen. Dies aber ist bereits die
übliche Praxis: Bei der Verabschiedung der Römi-
schen Verträge und der Einheitlichen Europäischen
Akte konzedierte die Bundesregierung eine Zu-
stimmungspflicht, ohne daß sie dazu verfassungs-
rechtlich gezwungen gewesen wäre29 ). Nachdem
die Bundesregierung zweimal den Bundesrat einge-
schaltet hat, ist nicht zu erwarten, daß sie (oder eine
andere Bundesregierung) von dieser Praxis abwei-
chen wird.

Es ist hingegen schwer vorstellbar, daß eine Län-
dermehrheit im Ernstfall die Verantwortung auf
sich nehmen würde, europäische Verträge scheitern
zu lassen. Bundesrat und Bundestag befinden sich
hier in der den Landtagen so bekannten Situa-
tion30 ), übergreifende Vereinbarungen, an deren
Entstehung sie nicht beteiligt waren, wegen der zu
erwartenden — auch von ihnen nicht erwünschten
— politischen Folgewirkungen faktisch nicht schei-
tern lassen zu können. Eine Änderung des Arti-
kel 24 Absatz 1 Grundgesetz könnte sich damit als
Pyrrhussieg erweisen31 ).

IV. Beteiligung der Länder an den Regierungskonferenzen zur Änderung
der Gemeinschaftsverträge

Ein anderes politisches Gewicht mag die vom Bun-
desrat beantragte Verfassungsänderung gewinnen,
wenn eine zweite bayerische Bundesratsinitiative
durchgesetzt werden kann. Bund und Länder stim-
men nicht in der Auslegung des Artikels 2 des Rati-
fizierungsgesetzes zur Einheitlichen Europäischen
Akte überein, der die Beteiligung des Bundesrates

an der innerstaatlichen Willensbildung normiert.
Nach Ansicht der Bundesregierung greift das Be-
teiligungsverfahren nicht bei Änderungen der
europäischen Verträge, sondern erst bei deren
Anwendung. Vertragsänderungen lägen nicht „im
Rahmen der Europäischen Gemeinschaften“32).
Konkret heißt das, daß die Bundesregierung den
Bundesrat nicht bei ihren jüngsten Initiativen
zur Schaffung einer europäischen Wirtschafts- und
Währungsunion sowie der Schaffung einer Politi-
schen Union33 ) in die Beratungen einbezogen
hat.
Aus verständlichen Gründen sind die Länder mit
dieser Interpretation des Ratifizierungsgesetzes



nicht einverstanden. Sie wollen das Beteiligungs-
verfahren auch auf die Verhandlungen über Ver-
tragsänderungen, durch die der „Rahmen der Euro-
päischen Gemeinschaften“ definiert wird, ange-
wandt sehen. Sie weisen darauf hin, daß bereits
durch die Verträge die eigentlichen Weichenstel-
lungen erfolgen und dabei bestimmt wird, in wel-
chem Umfang ihren Anliegen Rechnung getragen
wird. Aus diesem Grunde hat der Bundesrat einen
Entschließungsantrag angenommen, in dem die Be-
teiligung der Länder bezüglich der Regierungskon-
ferenz zur Änderung der Gemeinschaftsverträge
verlangt wird. Der Bundesrat bittet darin die Bun-
desregierung, an der Entwicklung einer deutschen
Verhandlungsposition und an den Verhandlungen
selbst beteiligt zu werden. Im Rahmen der vorgese-
henen institutioneilen Reformen der Gemeinschaft
— Demokratisierung der EG, Stellung des Euro-
päischen Parlaments und der Kommission — ver-
langen die Länder über den Bundesrat eine Veran-
kerung von Beteiligungsrechten der Länder und
Regionen an der Willensbildung und bei Entschei-
dungen auf europäischer Ebene34 ). Die Diskussion
um eine eigenständige, institutionell abgesicherte
Interessenvertretung der Länder (Regionalkam-
mer) und deren Einbeziehung in die europäische

34) Vgl. Bundesrats-Drucksache Nr. 198/90 (Beschluß);
Bundesrat, 611. Sitzung, 6. 4. 1990, S. 173.
35) Vgl. Föderalismus in der Europäischen Gemeinschaften
— Allgemeine Grundsätze — Zehn Münchner Thesen zur
Europapolitik. Beschluß der Jahreskonferenz der Minister-
präsidenten der deutschen Bundesländer vom 21. bis 23. Ok-
tober 1987 in München, in: Europa im Werden, Blaue Reihe
15, hrsg. von der Hessischen Landeszentrale für politische 
Bildung, Wiesbaden 1988, S. 23f.; M. Borchmann
(Anm. 25). S. 631 f.

Willensbildung ist dabei unter den Ländern noch
nicht abgeschlossen.
Gelingt es den Ländern, diesem Begehren hinrei-
chenden Nachdruck zu verleihen und die Bundesre-
gierung zu bewegen, den Bundesrat auch bei Ver-
tragsverhandlungen zu beteiligen, dann gewinnt die
geforderte Grundgesetzänderung erhöhtes politi-
sches Gewicht: Die Länder könnten ihre Interessen
schon während des Beratungsstadiums einbringen,
sie würden nicht erst einbezogen — wie noch 1985
bei den Verhandlungen über die Einheitliche Euro-
päische Akte —, wenn die Entscheidungen auf Ge-
meinschaftsebene bereits getroffen sind. Mit der
Drohung des möglichen Scheiterns der Verträge im
Bundesrat könnten sie aber ihren Forderungen
während der Verhandlungen, bevor auf Gemein-
schaftsebene die Ergebnisse ausgehandelt sind, ent-
sprechenden Nachdruck verleihen. Der Bund wäre
damit erheblich stärker als bisher an das Votum der
Länder gebunden. Erst die Kombination von bei-
den Initiativen — Zustimmungspflichtigkeit von al-
len Vertragsänderungen und Beteiligung an der
Willensbildung während der Vertragsverhandlun-
gen auf Gemeinschaftsebene — könnte den Län-
dern ein deutlich höheres Gewicht als bisher verlei-
hen.

V. Sicherung der föderativen Strukturen in Europa —
Bewahrung der regionalen Kompetenzen

Die Länder sind sich nicht nur einig in ihrem Ver-
langen nach einer stärkeren Beteiligung am euro-
päischen Willensbildungsprozeß, einmütig haben
sie sich auch darüber verständigt, welche Aufgaben
unter der ausschließlichen Kompetenz der Länder
verbleiben sollen. Bei ihrer Jahreskonferenz im Ok-
tober 1987 verabschiedeten die Ministerpräsiden-
ten einen Katalog von zehn Thesen, in dem sie die
Beschränkung der Europäischen Gemeinschaft auf
die expliziten vertraglichen Zuständigkeiten und
den Schutz der Hoheitsrechte der Länder verlan-
gen35). Im einzelnen fordern sie:

1. Wahrung der vertraglichen Grundlagen,

2. Verwirklichung des Subsidiaritätsprinzips,

3. Föderalismus statt Zentralismus,

4. Sicherung der Bildungs- und Kulturhoheit der
Länder,

5. Wahrung der Rundfunkhoheit der Länder,

6. Sicherung einer wettbewerbsfähigen Landwirt-
schaft,

7. Sicherung der eigenständigen regionalen Struk-
turpolitik der Länder,

8. Wahrung wichtiger Qualitäts- und Verbrau-
cherstandards,

9. Notwendigkeit mittelstandsfreundlicher Rah-
menbedingungen ,

10. Subsidiarität in der Forschungspolitik.

Dieses Bestreben der Länder, bestimmte Politikbe-
reiche unter ihrer alleinigen Zuständigkeit zu hal-
ten, steht in einem gewissen Widerspruch zur Kon-
struktion des EWG-Vertrages. Er überträgt den
Organen der EG nicht die Zuständigkeit für be-
stimmte Politikbereiche — analog zur Kompetenz-
verteilung des Grundgesetzes —, sondern ver-
pflichtet sie auf bestimmte integrationspolitische
Ziele, die durch entsprechende „Maßnahmen“ er-



reicht werden sollen36 ). Diese unterschiedlichen
Formen der Aufgabenbestimmung führen notwen-
digerweise zu Konflikten, zumal dann, wenn die
Kommission (und der Ministerrat) mit deutlicher
Billigung des Europäischen Gerichtshofes den ge-
wollten Integrationsprozeß durch eine extensive
Ausschöpfung ihrer Kompetenzen vorantreibt.
Darüber hinaus neigt die EG-Gesetzgebung zu ei-
ner hohen Regelintensität mit detaillierten Vor-
schriften37), die den ausführenden nationalen Ein-
richtungen wenig Spielraum lassen38).

36) Vgl. Art. 100 a Abs. 1 Satz 2 EWG-Vertrag: „Der Rat
erläßt . . . mit qualifizierter Mehrheit die Maßnahmen zur
Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der
Mitgliedstaaten, die die Schaffung und das Funktionieren des
Binnenmarktes zum Gegenstand haben“, zit. nach EWG-
Vertrag. Grundlage der Europäischen Gemeinschaft, bearb.
von Thomas Läufer, Bonn 1987, S. 61; vgl. auch: Konse-
quenzen des EG-Binnenmarktes für die NRW-Wirtschaft,
in: Neues im Westen, hrsg. vom Ministerium für Wirtschaft,
Mittelstand und Technologie des Landes Nordrhein-Westfa-
len, Nr. 15, April 1989, S. 61 ff.; Günter Einert, Europa auf
dem Weg zur politischen Union? Politische Entwicklungsas-
pekte aus nordrhein-westfälischer Sicht, in: U. v. Alemann
u. a. (Anm. 20), S. 50 f.
37) EG-Äpfel müssen neuerdings über einen Mindestdurch-
messer von 55 Millimetern verfügen, vgl. Einheit, Vielfalt.
Einfalt, Wirtschaftswoche, Nr. 19 vom 4. 5. 1990, S. 18.
38) Vgl. Günter Einert, in: Bundesrat, 601. Sitzung, 2. 6.
1989. S. 225 f.
39) Vgl. Peter Badura, Staatsrecht. Systematische Erläute-
rung des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutsch-
land, München 1986, S. 123.
40) Vgl. M. Borchmann (Anm. 25), S. 629 f.

Sehr deutlich traten diese unterschiedlichen An-
sätze — Schaffung einheitlicher Marktbedingungen
oder Schutz der regionalen Autonomie — im Kon-
flikt um die EG-Rundfunkrichtlinie hervor, die
vom EG-Ministerrat am 13. April 1989 gegen die
Stimmen von Belgien, Dänemark und der Bundes-
republik Deutschland verabschiedet wurde. Ange-
sichts neuer Sendetechniken beabsichtigte die EG-
Kommission, für die Fernsehgesellschaften ver-
gleichbare Rahmenbedingungen in allen EG-Mit-
gliedstaaten zu schaffen. Innerhalb der Gemein-
schaft sollten alle Sendungen unbehindert von na-
tionalen Vorschriften verbreitet werden können,
sofern sie den Vorschriften des Herkunftslandes
und der EG-Richtlinie entsprachen. Die Länder
— mit Ausnahme Niedersachsens — sahen in die-
ser Vorschrift einen nicht hinnehmbaren Eingriff in
ihre grundgesetzlich garantierte Rundfunkho-
heit39), der im Gemeinschaftsrecht keine hinrei-
chende Grundlage finde. Der von der Kommission
geltend gemachten Kompetenz zur Harmonisie-
rung des Dienstleistungsverkehrs wurde die kultu-
relle und gesellschaftspolitische Funktion des
Rundfunks entgegen gehalten. Im Bereich der Kul-
turpolitik habe die Gemeinschaft jedoch keine aus-
drücklichen Rechtssetzungsbefugnisse ).40

Angesichts der drohenden Einwirkung der EG in
diesen Zuständigkeitsbereich rief die bayerische
Staatsregierung, unterstützt von einigen weiteren
Ländern, das Bundesverfassungsgericht an, um
durch eine Eilentscheidung die Bundesregierung zu
verpflichten, entgegen ihrer ursprünglichen Ab-
sicht in Brüssel gegen die EG-Rundfunkrichtlinie
zu stimmen41). Das Bundesverfassungsgericht sah
durch eine solche Bindung der Bundesregierung
deren Verhandlungsspielräume unzulässig einge-
schränkt und lehnte den bayerischen Eilantrag
ab42 ), entschied jedoch noch nicht in der Hauptsa-
che. Die Frage, inwieweit die Länder die Bundes-
regierung in Angelegenheiten, die nach dem
Grundgesetz in ihren Kompetenzbereich fallen,
über den Bundesrat auf eine bestimmte Politik ver-
pflichten können, blieb noch offen. Unabhängig
von der Auseinandersetzung in Karlsruhe stimmte
die Bundesregierung im Ministerrat gegen die
Rundfunkrichtlinie, blieb jedoch in der Minder-
heit43).

Die Länder sind sich einig in der Kritik am Arti-
kel 235 des EWG-Vertrages44), der der EG letzt-
lich eine Generalkompetenz attestiert. Dieser Arti-
kel, der der Gemeinschaft in „unvorgesehenen Fäl-
len“ Kompetenzen ohne deren explizite Nennung
im EWG-Vertrag zubilligt, ist aus der Sicht der
Länder die „offene Flanke“, durch die die EG-
Kommission in die Zuständigkeiten der Länder ein-
greifen kann45 ). Insbesondere der über diese
Rechtsgrundlage begründete Anspruch der EG-
Kommission auf eine eigenständige Ausführung
von EG-Richtlinien und eine vor-Ort-Kontrolle der
nationalen Verwaltungen wird von den Landesre-
gierungen zurückgewiesen, weil hier die Grundlage
ihrer politischen Potenz, nämlich der ihnen grund-
gesetzlich übertragene Vollzug von Bundesrecht

41) Vgl. Bayem-TV gegen den Rest der EG, in: die tages-
zeitung vom 12. April 1989
42) Vgl. Karlsruhe: Bonn braucht Verhandlungsspielraum,
in: Süddeutsche Zeitung vom 13. April 1989; Die Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichtes über die EG-Rund-
funkrichtlinie, in: Deutscher Bundestag, Die aktuelle Ge-
richtsentscheidung, Nr. 9/89, 13. September 1989.
43) Vgl. Keine Rücksicht auf Kulturhoheit der Länder, in:
Handelsblatt vom 14. April 1989; EG auf dem Wege zum
freien Femsehmarkt, in: Süddeutsche Zeitung vom 14. April
1989.
44) Art. 235 (Erlaß von Vorschriften für unvorhergesehene
Fälle) lautet: „Erscheint ein Tätigwerden der Gemeinschaft
erforderlich, um im Rahmen des Gemeinsamen Marktes ei-
nes ihrer Ziele zu verwirklichen, und sind in diesem Vertrag
die hierfür erforderlichen Befugnisse nicht vorgesehen, so
erläßt der Rat einstimmig auf Vorschlag der Kommission und
nach Anhörung des Europäischen Parlaments die geeigneten
Vorschriften“; zit. nach EWG-Vertrag (Anm. 36), S. 122.
45) Vgl. Edmund Stoiber, Auswirkungen der Entwicklung
Europas zur Rechtsgemeinschaft auf die Länder der Bun-
desrepublik Deutschland, in: Europa-Archiv, (1987) 19,
S. 543 ff.



(und damit implizit auch EG-Recht) nach Arti-
kel 83 Grundgesetz, tangiert wird46 ).

46) Vgl. Europäisches Parlament, Generaldirektion Wissen-
schaft (Hrsg.), Übergang von Hoheitsrechten auf die Euro-
päische Gemeinschaft und Bund-Länder-Verhältnis in der
Bundesrepublik Deutschland (Manuskript), Luxemburg
1987.
47) Vgl. Rudolf Hrbek, Die deutschen Länder in der EG-
Politik, in: Außenpolitik, (1987) 38, S. 124; Michael Schnei-
der, Einwirkungen der EG-Kommission auf die Zuständig-
keiten der Länder, in: S. Magiera/D. Merten (Anm. 3),
S. 235.
48) Vgl. Art. 130 r Abs. 4 EWG-Vertrag; Ludwig Krämer,
Aufgabenverflechtung zwischen Europäischer Gemein-
schaft, Bund und Ländern, dargestellt am Beispiel des Um-
weltschutzes, in: S. Magiera/D. Merten (Anm. 3),
S. 189 ff.
49) Vgl. Michael Strübel, Umweltpolitik in Europa — Mög-
lichkeiten und Grenzen, in: Aus Politik und Zeitgeschichte,
B 27/88, S. 18 ff.
50) Vgl. die Stellungnahme von Greenpeace vom September
1989; Richtlinie des Rates über die Qualität von Wasser für
den menschlichen Gebrauch vom 15. Juli 1980, ABI. der EG
Nr. L 229/11 vom 30. August 1980. Hingewiesen sei auf die
Differenzen zwischen EG-Kommission und Europäischem
Parlament, das dem Umweltschutz wesentlich mehr Beach-
tung schenkt als die Kommission. Erst im Oktober 1989 wies
das Europäische Parlament mit überwältigender Mehrheit
den Kommissionsvorschlag für eine Richtlinie zu mit ionisie-
renden Strahlen behandelten Lebensmitteln zurück. Vgl.
Verhandlungen des Europäischen Parlaments, 10. 10. 1989,
Nr. 3-381, S. 54ff.; ABI. der EG Nr. C 291/58 vom 20. 11.
1989.

51) Björn Engholm, Über die stetige Aufhebung von Gren-
zen, Antrittsrede als Bundesratspräsident, 4. 11. 1988, in:
Helmut Herles (Hrsg.), Das Parlament der Regierenden,
Stuttgart 1989, S. 635.
52) Auch wenn man grundsätzlich die Betonung des Sub-
sidiaritätsprinzip für berechtigt erachtet, darf nicht überse-
hen werden, daß hier in der Regel der Maßstab der deutschen
Länder, insbesondere der potenteren, angelegt wird. Man
wird kaum davon ausgehen können, daß alle Regionen in der
Europäischen Gemeinschaft in derselben Weise befähigt
sind, bestimmte Aufgaben allein zu regeln und zu lösen. Für
schwächere Regionen, beispielsweise im Süden der Gemein-
schaft, sind möglicherweise bestimmte Ziele wie der Um-
weltschutz, nur über europäische Regelungen erreichbar.
53) Vgl. Bundesrat, 564. Sitzung, 16. 5. 1986, S. 306.
54) Michael Schneider, Einwirkungen der EG-Kommission
auf die Zuständigkeiten der Länder, in: S. Magiera/D. Mer-
ten (Anm. 3), S. 233.
55) F. Ossenbühl (Anm. 29), S. 1236.
56) Vgl. Fritz J. Scharpf, Regionalisierung des europäischen
Raumes. Die Zukunft der Bundesländer im Spannungsfeld
zwischen EG, Bund und Kommunen, in: U. v. Alemann
u. a. (Anm. 20), S. 43.
57) Vgl. Bayerischer Landtag, 11. Wahlperiode, 99. Sitzung,
31. Mai 1989, S. 6896; „Der Kompetenzverlagerung Riegel
vorschieben“, Interview mit dem bayerischen Ministerpräsi-
denten Streibl, in: Die Welt vom 5. August 1989.

Besondere Besorgnis erregen die Bemühungen der
EG, die Rechtsgrundlagen für den Verbraucher-
und Umweltschutz zu harmonisieren, weil die Län-
der hier eine „Nivellierung“ auf „niedrigstem Ni-
veau“ befürchten47 ). Allerdings kann diese Kritik
nicht gänzlich überzeugen, denn nach dem EWG-
Vertrag sind die Aktivitäten der EG in diesen An-
gelegenheiten auf die Bereiche beschränkt, die
— in Übereinstimmung mit dem Subsidiaritätsprin-
zip — von der Gemeinschaft erfolgreicher geregelt
werden können als von den einzelnen Mitgliedstaa-
ten. Darüber hinaus räumt der EWG-Vertrag den
Mitgliedsländern das Recht zu weitergehenden Re-
gelungen ein). Auch dem Einwand48 der „Nivellie-
rung nach unten“ wird man kaum vorbehaltlos zu-
stimmen können, wenngleich es Beispiele gibt, die
diesen Vorwurf belegen49 ). Nicht übersehen wer-
den dürfen allerdings andere Bestimmungen wie die
Trinkwasserrichtlinie, die seit Oktober 1989 in
Kraft ist und wesentlich schärfere Grenzwerte für
Schadstoffe als die deutsche Gesetzgebung vor-
sieht50). Die Vermutung liegt nahe, daß es den
Ländern in manchen Fällen — Bier, das nicht nach
dem deutschen Reinheitsgebot gebraut ist, oder
Milchersatzstoffe — weder um Kompetenzfragen
oder Verbraucherschutz als vielmehr um den
Schutz ihrer Wirtschaft vor ausländischer Konkur-
renz geht.

In der Forderung nach Beachtung des Subsidiari-
tätsprinzips — „Entscheidung in Brüssel, wo immer
nötig — Entscheidung vor Ort, wo immer mög-
lich“51) — sind sich alle Länder einig52). Unter-
schiedliche Einschätzungen werden jedoch deut-
lich, wenn es um einzelne Politikvorhaben geht und
prinzipiellere Erwägungen in den Hintergrund tre-
ten. Allgemein gesprochen sind es die kleineren
und schwächeren Länder, die eher bereit sind, im
Zuge der Kooperation mit „Europa“ auf eigene
Zuständigkeiten zu verzichten als die stärkeren und
größeren.

In der Regel ist es Bayern, das Zuständigkeitsfra-
gen in der Europapolitik am entschiedensten the-
matisiert. Nachdem bereits der damalige bayerische
Bundesratsminister und heutige EG-Kommissar
Schmidhuber der EG „Kompetenzanmaßun-
gen“53) vorgeworfen hatte, stellte ein bayerischer
Beamter auf einer verwaltungswissenschaftlichen
Arbeitstagung 1987 die Notwendigkeit europäi-
scher Zuständigkeiten für die Bereiche in Frage, für
die es keiner Bundeskompetenz bedürfe54). Fak-
tisch impliziert das die Weigerung, der EG Zustän-
digkeiten im Bereich der Landespolitik einzuräu-
men. Dieses Argument übersieht allerdings die um-
fängliche Koordinierung von Landespolitiken auf
der Länderebene mit dem Ziel „akkordierter Lan-
desgesetzgebung“55), die gerade das Bedürfnis
nach einheitlichen Regelungen in Bereichen unter-
streicht, für die der Bund nicht zuständig ist56).
Allerdings zeichnet sich seit einiger Zeit ein Wandel
ab: Der bayerische Ministerpräsident Max Streibl
konzedierte, daß auch die Länder für weitere Inte-
grationsfortschritte auf Kompetenzen verzichten
müßten57).



Integrationsfreundlicher argumentierte der Mini-
sterpräsident von Schleswig-Holstein, Engholm, in-
dem er die Notwendigkeit des Erhalts der Eigen-
ständigkeit der Länder im Zuge der europäischen
Integration zwar betonte, jedoch unterstrich, daß
nicht mehr alles, was der Zuständigkeit der Länder
unterliegt, von ihnen noch sinnvoll innerhalb ihrer
Grenzen geregelt werden könne. Für diese Berei-
che — er nannte u. a. den grenzübergreifenden
kulturellen Austausch und die Rahmengesetzge-
bung für den Umweltschutz — befürwortete er eine
europäische Zuständigkeit, wenn der „europäische
Mehrwert“ dies rechtfertige. In den Fällen, in de-
nen sich eine europäische Gesetzgebung als wir-
kungsvoll erweise, so argumentierte er durchaus im
Sinne des Subsidiaritätsprinzips, sollten die Länder
bereit sein, Kompetenzen abzugeben58). Andere
Länder, z. B. Nordrhein-Westfalen, erkennen die
Gewinne an politischen Handlungsmöglichkeiten,
die ihnen für ihr Land aus europäischen Program-
men wie COMMETT, ERASMUS und LINGUA
erwachsen, auch wenn sie in einer Spannung zu den
Landeskompetenzen stehen59 ).

58) Vgl. Bundesrat, 605. Sitzung, 20. 10. 1989, S. 407f.;
B. Engholm (Anm. 22), S. 383 ff. Sein Hinweis, daß es zu
weit gehe, wenn über die Förderung des Frcmdsprachenun-
terrichts durch die EG den Mitglicdstaaten vorgeschrieben
werden solle, wann welche Sprachen zu erlernen sind, soll
hier nicht unterschlagen werden.
5)9 Vgl. Jürgen Burckhardt, Wissenschafts- und Forschungs-
politik der Länder in einem Europa der Regionen, in:
U. v. Alemann u. a. (Anm. 20), S. 520 ff.
60) Vgl. Senatsverwaltung für Bundesangelegenheiten,
Europapolitisches Arbeitsprogramm des Senats von Berlin
(beschlossen am 4. Juli 1989).

61) Vgl. Walter Momper, Die zukünftige Rolle Berlins in
Europa. Rede gehalten am 15. März 1990 in der Friedrich-
Ebert-Stiftung. Bonn.
62) Vgl. Lothar Späth, 1992. Der Traum von Europa, Stutt-
gart 1989.
63) Vgl. Johannes Rau, Der Föderalismus in der Bewährung,
in: Wilhelm Bleek/Hanns Maull (Hrsg.), Ein ganz normaler
Staat. Perspektiven nach 40 Jahren Bundesrepublik, Mün-
chen-Zürich 1989, S.' 146 f.
64) Vgl. z. B. Holger Börner. Bundesrat, 7. November 1986,
in: H. Herles (Anm. 51), S. 588f.

Berlin befindet sich auch hier in einer besonderen
Situation. Für die Stadt hat die europäische Integra-
tion ein hohes Gewicht. Im Unterschied zu Bundes-
gesetzen kennt das EG-Recht keine besonderen
Berlin-Klauseln und gilt daher unmittelbar. Die
Umsetzung und Anwendung von EG-Recht doku-
mentiert die Einbindung der Stadt in die westliche
Gemeinschaft und damit implizit auch die Zugehö-
rigkeit zur Bundesrepublik. Der rot-grüne Berliner
Senat ist deshalb sehr offen für die Zusammenar-

beit mit EG-Organen und sucht sie. Konkret wird
dieses beispielsweise in dem Bemühen, durch die
Kooperation mit europäischen Institutionen Berlin
zu einem Zentrum von Wissenschaft und Forschung
auszubauen60). Der Prozeß der Vereinigung der
beiden deutschen Staaten hat das Berliner Interesse
an der europäischen Integration weiter erhöht.
Deutsche Vereinigung und europäische Integration
greifen ineinander, Vereinigung heißt nicht Abkehr
von Europa, sondern Einbeziehung der DDR. Da
die DDR während der Übergangszeit bis zur staats-
rechtlichen Vereinigung nicht in den Kontext der
Europäischen Gemeinschaften einbezogen wird,
versucht der Berliner Senat, ausgehend vom Groß-
raum Berlin, auch die Interessen der DDR mit ein-
zubringen61 ). Da Berlin mit dem Verfall des „Ost-
blocks“ die Funktion einer Drehscheibe in den öst-
lichen Bereich Europas gewinnen wird, befürchtet
man, daß durch die grundsätzlich unterstützte Wei-
terentwicklung der Gemeinschaft der Zwölf die
Hürden zur Europäischen Gemeinschaft für die sich
demokratisierenden Staaten Mittel- und Osteuro-
pas erhöht werden.

Es wäre allerdings ein Fehler, zu vermuten, das
Herangehen der verschiedenen Landesregierungen
an die diversen Aspekte der EG hänge vom partei-
politischen Standort ab, es gebe quasi ein Gefälle
der Integrationsbereitschaft von „Rot-Grün“ nach
„Schwarz“. Daß dem nicht so ist, beweisen Lothar
Späths ausgesprochen integrationsfreüdiger
„Traum von Europa“62 ) einerseits und die eher
zurückhaltende Position von Johannes Rau63) an-
dererseits.

VI. Das Europa der Regionen — die Länder in Europa

Unter dem Eindruck der Erosion ihrer Zuständig-
keiten fordern die Länder nicht nur eine Beteili-
gung an der Europapolitik, die Ministerpräsidenten
treten auch für ein föderativ strukturiertes „Europa
der Regionen“ ein64 ). Bei dem Treffen des Präsi-
denten der EG-Kommission, Jacques Delors, mit
den deutschen Ministerpräsidenten am 19. Mai
1988, fanden die Bedenken und Wünsche der Län-

der besondere Aufmerksamkeit. Der damalige
bayerische Ministerpräsident Franz-Josef Strauß
kritisierte die Kommission, weil sie ihre Befugnisse
überschreite, und verlangte eine klare Beschrän-
kung ihrer Tätigkeit auf die in dem EWG-Vertrag
und der Einheitlichen Europäischen Akte vorgese-
henen Zuständigkeiten. Darüber hinaus verlangte
er von der EG-Kommission die Anerkennung des



Subsidiaritätsprinzips und damit einen Verzicht auf
Maßnahmen, die auch von den Mitgliedstaaten
selbst vorgenommen werden können65).

65) Vgl. Rede des bayerischen Ministerpräsidenten Franz-
Josef Strauß, ... am 19. Mai 1988 in Bonn, in: Europa-
Archiv, (1988) 17, S. D 338 ff.
66) Vgl. Arbeitsdokument des Präsidenten der EG-Kommis-
sion, Jacques Delors,... am 19. Mai 1988 in Bonn, in: ebd.,
S. D 340.
67) Der bayerische Ministerpräsident, Max Streibl, nannte
Delors unter Bezug auf dieses Treffen vor dem Bayerischen
Landtag einen „Föderalisten", was — unter bayerischer Per-
spektive — als Ausdruck höchster Wertschätzung gelten
darf, vgl. Bayerischer Landtag, 11. Wahlperiode, 99. Sit-
zung, 31. 5. 1989, S. 6898; vgl. auch Johannes Rau vor dem
Bundesrat, 610. Sitzung, 16. 3. 1990, S. 86 f.
68) Vgl. Europäisches Parlament. Dok. A 2-218/88 vom
18. 11. 1988; ABI der EG Nr. C 326 vom 19. 12. 1988,
S. 289 ff.
69) Die Charta verlangt die Bildung oder Bewahrung von
Regionen als politische Körperschaften auf verfassungsrecht-
licher oder gleichwertiger juristischer Grundlage (Art. 3).
Diese Regionen sollen über ein eigenes Parlament und über

Delors seinerseits begrüßte das Interesse der Län-
der an der Gemeinschaft. Auch er betonte, daß die
Tätigkeit der EG auf die Bereiche beschränkt wer-
den solle, die nicht sinnvoll auf der nationalstaatli-
chen Ebene erledigt werden könnten und unter-
strich damit auch das Subsidiaritätsprinzip. Zu-
gleich betonte er die Notwendigkeit der Schaffung
von Regionen innerhalb eines vereinten Europas,
die mit autonomen Kompetenzen ausgestattet
seien. Unter diesen Gesichtspunkten sah er in der
Bundesrepublik ein Modell für die Dezentralisie-
rung und Regionalisierung Europas. Gleichwohl
wies er das Verlangen der Ministerpräsidenten nach
einer strikten (und statischen) Teilung der Zustän-
digkeiten zwischen der EG-Kommission und den
Mitgliedstaaten zurück und befürwortete statt des-
sen eine intensivierte Zusammenarbeit zwischen
der Kommission und den Landesregierungen. Die
Kommission beabsichtige nicht, sich in die Aufga-
ben der Länder einzumischen, aber sie wolle sie
ergänzen. Die Zusammenarbeit zwischen der Kom-
mission und den Ländern eröffne den Ländern neue
Handlungsmöglichkeiten ).66

Delors’ weithin begrüßten Bemerkungen67 ) über
die Stellung der Länder in einer zukünftigen Euro-
päischen Union wurden durch die Regionalismus-
Charta des Europäischen Parlaments vom 18. No-
vember 1988 deutlich unterstützt68). Diese Charta
verlangt die Bildung und Bewahrung von Regionen
als politische Körperschaften innerhalb der Mit-
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft. Die
deutsche föderative Ordnung diente auch dem Eu-
ropäischen Parlament als Modell für eine föderative
europäische Ordnung. Obwohl die in der Charta
benutzten Begriffe andere sind als die deutschen, ist
nicht zu übersehen, daß der Föderalismus des
Grundgesetzes hier Pate gestanden hat69).

Die Länder nahmen die Regionalismus-Charta des
Europäischen Parlaments mit großer Zustimmung
auf. Die nordrhein-westfälische Landesregierung
brachte im Bundesrat eine Resolution ein, die die
Forderung des Europäischen Parlaments nach einer
dezentralisierten europäischen politischen Ord-
nung und regionaler Autonomie innerhalb der Mit-
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft unter-
stützt70). Sie war konzipiert als Signal für ein Eu-
ropa mit mehr regionaler Eigenständigkeit und De-
mokratie71). Dezentralisierung erhalte nicht nur
die kulturellen Verschiedenheiten in Europa, sie
habe sich auch als wirtschaftlich effizienter erwiesen
und als erfolgreicher beim Ausgleich regionaler
Disparitäten. Föderale Ordnungen eröffneten
mehr Möglichkeiten zur demokratischen Teilhabe
der Bürgerinnen und Bürger eines Landes und ver-
mittelten politischen Entscheidungen ein höheres
Maß an Akzeptanz. Demgegenüber — so die Kritik
— orientierten sich die Institutionen der EG eher
an zentralistischen als föderativen Integrationsvor-
stellungen und beachteten zu wenig das Subsidiari-
tätsprinzip und den Grundsatz der Dezentralisie-
rung. Ferner verlangte der Bundesrat in Überein-
stimmung mit dem Europäischen Parlament eine
Beteiligung der Regionen an der europäischen Wil-
lensbildung und insbesondere bei den anstehenden
Änderungen der Römischen Verträge.

Die Länder sehen sich vor die Frage gestellt, ob ein
„Europa der Regionen“ ihnen neue politische
Handlungsmöglichkeiten eröffnet, die Ersatz bie-
ten können für die Zuständigkeiten, die sie bereits
an europäische Einrichtungen verloren haben oder
aller Wahrscheinlichkeit nach noch verlieren wer-
den. Verschiedene Gesichtspunkte müssen dabei
berücksichtigt werden: Eine Tendenz zur Dezentra-
lisierung und Akzeptanz regionaler Autonomie hat
— in unterschiedlichem Ausmaß — zumindest in
den größeren Mitgliedsländern der Europäischen
Gemeinschaft breiten Boden gewonnen; einige

eine gewählte Regierung verfügen (Art. 6 und 9), ihnen sol-
len legislative und exekutive Kompetenzen zugeordnet wer-
den (Art. 7f. und 11), insbesondere sollen ihnen die regio-
nalen Wirtschaftsförderung, das Gesundheitswesen sowie die
Schul- und Kulturpolitik obliegen (Art. 12). Empfohlen wird
darüber hinaus — so weit wie möglich — die regionale
Durchführung der Maßnahmen, die in die Kompetenz der
Mitgliedstaaten fallen (Art. 14). Kompetenzstreitigkeiten
sollen durch ein Verfassungsgericht oder eine vergleichbare
Instanz geschlichtet werden (Art. 15). Um ihren Aufgaben
gerecht werden zu können, sind die Regionen mit eigenen
Finanzmitteln, im wesentlichen aus eigenen Steuern bzw.
Stcueranteilcn auszustatten. Finanzielle Ungleichgewichte
sollen durch einen vertikalen und horizontalen Finanzaus-
gleich mit dem Ziel der Einheitlichkeit der Lebensbedingun-
gen im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates gemildert werden
(Art. 17-22).
70) Vgl. Bundesrats-Drucksache Nr. 279/89 (Beschluß).
71) Vgl. Günter Einert, Bundesrat, 601. Sitzung, 2. 6. 1989,
S. 225 f.



VII. Perspektiven

Es ist nicht auszuschließen, daß durch die europäi-
sche Integration und wohl auch durch die Vereini-
gung der beiden deutschen Staaten ein Grundprin-
zip der bundesdeutschen Innenpolitik, die beson-
dere Betonung der Rechts- und Wirtschaftseinheit,
an Gewicht verlieren wird80). Innerhalb des Bin-
nenmarktes wird es für einheitliche Regelungen in-
nerhalb eines nationalen Raumes kaum überzeu-
gende Gründe geben, wenn die europäische Ge-
setzgebung regional differenzierte Lösungen er-
laubt oder anstrebt. Wenn die EG-Kommission und
der Ministerrat die weit verbreitete Forderung nach
regionaler Autonomie akzeptieren, dann werden
regionale und lokale Regelungen vermutlich zu La-
sten nationaler Bestimmungen, die zunehmend
durch europäische ersetzt werden, an Bedeutung
gewinnen. In der Konsequenz kann dies heißen,
daß infolge der europäischen Integration die Län-
der neue politische Handlungschancen gewinnen
werden, die ihnen die Möglichkeit zu mehr Unter-
schiedlichkeit, zu mehr Vielfalt einräumen81).
Langfristig ist es nicht auszuschließen, daß eine wei-
tergehende und intensivierte europäische Integra-
tion, obwohl sie den Ländern Kompetenzen nimmt
— mehr noch dem Bund —, per saldo nicht not-
wendigerweise zu Einbußen an politischen Gestal-
tungsmöglichkeiten führt. Die Integration könnte
anstelle der verlorenen Zuständigkeiten neue Ge-
staltungsmöglichkeiten erschließen, die regionale
politische Konkurrenz fördern und damit zu einer
Verbesserung und regionalen Differenzierung der
öffentlichen Daseinsvorsorge führen82).

80) Daß in der Bundesrepublik heute mehr Einheitlichkeit
praktiziert wird, als das Grundgesetz es verlangt, beweisen
die Zusammenarbeit der Länder auf der „dritten Ebene“ mit
dem Ziel bundeseinheitlicher Landesgesetzgebung und die
extensive Ausschöpfung der konkurrierenden Gesetzgebung
durch den Bund; vgl. Hartmut Klatt, Reform und Perspek-
tiven des Föderalismus in der Bundesrepublik Deutschland,
in: Aus Politik und Zeitgeschichte, B 28/86, S. 4ff.;
F. J. Scharpf (Anm. 56), S. 43 f.
81) Vgl. Fritz W. Scharpf, Der Bundesrat und die Koopera-
tion auf der „dritten Ebene“, in: Vierzig Jahre Bundesrat
(Anm. 3), S. 153 f.
82) Vgl. Thomas Läufer, Die Europäische Gemeinschaft im
Wandel, in: Europa-Archiv, (1988) 23, S. 679ff..

83) Vgl. Günter Einert, Bundesrat, 601. Sitzung, 2. 6. 1989,
S. 225.
84) Bundesrat, 610. Sitzung, 16. 3. 1990, S. 85. Streibl sah
bereits am 19. Oktober 1989 den „Bazillus des Föderalismus“
in der EG-Kommission nisten, Rede bei der Konferenz
„Europa der Regionen“, Redemanuskript, S. 8. Ich danke
der Bayerischen Staatskanzlei für die freundliche Überlas-
sung des Manuskriptes.
85) Vgl. Peter Schindler, Datenhandbuch zur Geschichte des
Deutschen Bundestages 1980 bis 1987, hrsg. vom Deutschen
Bundestag, Baden-Baden 1988, S. 849f.; zum Europa-Aus-
schuß des Deutschen Bundestages vgl. Uwe Leonardy, Bun-
destag und Europäische Gemeinschaft: Notwendigkeit und
Umfeld eines Europa-Ausschusses, in: Zeitschrift für Parla-
mentsfragen, 20 (1989) 4, S. 527 ff.

Aus der Sicht der Landesregierungen mag dies eine
zu optimistische Perspektive sein, die keine Grund-
lage im täglichen Geschäft mit der EG-Kommission
und der Bundesregierung findet. Es wird beklagt,
daß die allgemeinen Grundsätze über die Respek-
tierung der Rechte der Länder und Regionen sich
nicht in der praktischen Politik der europäischen
Behörden niederschlagen83). Andere Beobachter

unter den führenden Landespolitikern meinen hin-
gegen, eine veränderte Haltung der Brüsseler Bü-
rokratie festzustellen und erkennen einen Wandel
hin zu größerer Rücksichtnahme auf regionale Be-
lange (so konstatierte Streibl erst kürzlich „einen
Umdenkungsprozeß“ bei der EG-Kommission84)).
Aber auch sie räumen ein — so der saarländische
„Europaminister“ Ottokar Hahn —, daß eine
große Bürokratie nur langsam ihre (schlechten) Ge-
wohnheiten ändert.

Es ist nach wie vor eine offene Frage, ob ein verei-
nigtes Europa von einer Brüssel Bürokratie domi-
niert werden wird, oder ob sich ein gewisses Gleich-
gewicht zwischen „Brüssel“ und den europäischen
Regionen etabliert. In der Bundesrepublik
Deutschland haben die Länder und der Bundesrat
diese Frage erfolgreich auf die politische und wis-
senschaftliche Tagesordnung gesetzt. Der Einfluß
der Länder auf die Politik in der Europäischen Ge-
meinschaft ist deutlich gestiegen. Das Verlangen
nach einer föderal strukturierten Europäischen
Union ist artikuliert und im Grundsatz von der EG-
Kommission sowie dem Europäischen Parlament
akzeptiert worden.

Im Unterschied zu den Ländern und dem Bundes-
rat hat es der Bundestag allerdings bisher noch nicht
vermocht, die Beschneidung seiner legislativen
Rechte im Zuge der europäischen Integration zu
einem Thema der öffentlichen Diskussion zu erhe-
ben. Er verfügt nicht über so weitreichende echte
Mitwirkungsrechte, wie sie der Bundesrat durch das
Ratifizierungsgesetz zur Einheitlichen Europäi-
schen Akte errungen hat. Die vergleichsweise be-
scheidene Mitwirkung des Bundestages zeigt sich
schlaglichtartig darin, daß er über keinen Ausschuß
für EG-Angelegenheiten verfügt, sondern sich le-
diglich ein Unterausschuß des Auswärtigen Aus-
schusses85) mit Europaangelegenheiten befaßt.



(Belgien72) und Spanien) befinden sich bereits in
einem Übergang zu föderalstaatlichen Ordnungen.
Regionalisierung und stärkere Betonung regionaler
Interessen erlauben und fördern regional konkur-
rierende politische Problemlösungen innerhalb der
einzelnen Mitgliedstaaten* ). Die Entwicklung hin
zu größeren Spielräumen der Länder und Regionen
eröffnet neue Möglichkeiten für transnationale Ko-
operation, die auch Ausdruck einer echten Ge-
meinschaftsbildung ist. Die Zusammenarbeit des
Saarlandes mit Lothringen und Luxemburg wurde
als die Saar-Lor-Lux-Kooperation bekannt74). Ei-
nes der Ziele dieser Zusammenarbeit ist die Koor-
dinierung der regionalen Stahlpolitik. Die Zusam-
menarbeit der europäischen High-tech-Regionen
Baden-Württemberg, Katalonien, Lombardei und
des Departments Rhöne-Alpes dient der For-
schungsförderung und der Entwicklung neuer In-
dustrien75). Die grenzübersfthreitende Koopera-
tion beschränkt sich nicht auf die Mitglieder der
EG. So haben sich die Länder und Regionen der
Alpen in der ARGE Alp zusammengefunden, um
die Interessen der Alpenregion grenzüberschrei-
tend zu vertreten.

72) Vgl. Patrick Vanhulle, Belgien auf dem Weg zum föde-
rativen Staat, in: Europa-Archiv, (1989) 14, S. 457 ff.
73) Vgl. Rudolf Hrbek/Thomas Läufer, Die Einheitliche
Europäische Akte, in: Europa-Archiv, (1986) 6, S. 173—
183.
74) Vgl. Ottokar Hahn, EG-Engagement der Länder: Lob-
byismus oder Nebenaußenpolitik?, in: R. Hrbek/U. Thaysen
(Anm. 3), S. 105-110.
75) Vgl. Harald Goerg, Europas vier Tiger, in: Die Zeit,
Nr. 22 vom 26. Mai 1989, S. 43.
76) Vgl. beispielsweise O. Hahn (Anm. 73), S. 109.

77) Vgl. Rudolf Hrbek, Bundesländer und Regionalismus in
der EG. in: S. Magiera/D. Merten (Anm. 3), S. 127 ff.
78) Angesichts der Stimmengewichtung der einzelnen Mit-
gliedstaaten im Europäischen Parlament kann von einem
gleichen Stimmrecht der europäischen Wahlbevölkerung
nicht die Rede sein.
79) Vgl. Entschließung der Teilnehmer der Konferenz
„Europa der Regionen“ am 19. Oktober 1989 in München;
Entschließung der zweiten Konferenz „Europa der Regio-
nen“ am 24./25. April 1990 in Brüssel; Das aktuelle Inter-
view, in: Bayerische Staatszeitung vom 30. April 1990.

Interregionale Kooperation und transnationale Zu-
sammenarbeit verschiedener Regionen wie auch
die sich weiter entwickelnden Arbeitsbeziehungen
zwischen den Regionen und der EG-Kommission
schaffen ein gegenseitiges Abhängigkeitsverhältnis.
Obwohl die Länder keinen formalen Einfluß auf die
europäische Gesetzgebung besitzen, heißt es, daß
die EG-Organe ein steigendes Interesse an Bezie-
hungen zu den subnationalen Verwaltungsebenen
der einzelnen Mitgliedstaaten entwickeln, weil man
die Kenntnisse und Fähigkeiten derer erkannt hat,
die europäisches Recht im täglichen Vollzug umset-
zen müssen. Parallel dazu versuchen die Länder
ihren Einfluß auf „Brüssel“ zu verstärken. Um den
gegenseitigen Austausch zu fördern und um stärker
Einfluß zu nehmen, haben die Länder "in Brüssel
Büros eröffnet. Sie dienen dem Informationsaus-
tausch zwischen EG-Institutionen und den jeweili-
gen Landesregierungen, anderen Einrichtungen
der Länder und privaten Unternehmen. Sie unter-
stützen Interessenten bei der Aufnahme von Kon-
takten zu EG-Behörden und helfen, Anträge er-

folgreich durch die europäische Bürokratie zu
schleusen. Schließlich repräsentieren sie die einzel-
nen Länder kulturell und bieten Gelegenheit für die
Diskussion verschiedenster europäischer The-
men76). Die Bereitschaft der Landesregierungen
und der europäischen Einrichtungen, ihren Aus-
tausch untereinander zu intensivieren, dient nicht
nur der realen Vergemeinschaftung innerhalb der
EG, sie hilft auch, das Gewicht der Länder im Zuge
der europäischen Integration zu sichern77).

Die Länder versuchen, Verbündete in anderen eu-
ropäischen Regionen und autonomen Gebieten für
ihr Begehren nach regionaler Autonomie und einer
Beteiligung an der europäischen Willensbildung zu
finden. Auf zwei Konferenzen im Oktober 1989 in
München und im April 1990 in Brüssel, an denen
Vertreter von knapp 40 Ländern und europäischen
Regionen teilnahmen, fanden die Wünsche der
deutschen Länder nach einem föderalen Aufbau
des sich vereinigenden Europas und der Anwen-
dung des Subsidiaritätsprinzip einhellige Unterstüt-
zung. Im Hinblick auf die für Ende 1990 geplante
Regierungskonferenz formulierte man sehr kon-
krete Anliegen. Im einzelnen verlangten die Ver-
treter der Regionen und Länder einen dreistufigen
Aufbau Europas, wobei jede Ebene — Länder
bzw. Regionen, Nationalstaaten, Gemeinschaft —
über jeweils ein legislatives und exekutives Organ
verfügen soll. Sie forderten ferner eine klare Ab-
grenzung der Kompetenzen, ein unmittelbares In-
itiativ- und Mitwirkungsrecht der Länder bzw. Re-
gionen an der Gesetzgebung der Gemeinschaft, so-
weit ihre Interessen und Rechte betroffen sind, so-
wie ein allgemeines und gleiches78) Stimmrecht für
das Europäische Parlament. In die Gemeinschafts-
verträge soll ein Klagerecht der Länder bzw. Regio-
nen vor dem Europäischen Gerichtshof in Luxem-
burg eingeführt werden. Die Mitgliedstaaten sollen
die Möglichkeit erhalten, ihr Stimmrecht im Mini-
sterrat an Vertreter der Länder oder Regionen zu
delegieren. Schließlich sollen die Länder bzw. Re-
gionen in den europäischen Entscheidungsprozeß
institutionell eingebunden werden. Dazu wurden
zwar bereits verschiedene Modelle — z. B. das der
Regionalkammer — diskutiert, jedoch hat man sich
noch auf keines verständigt79).



Manfred Sehäfers/Joachim Starbatty: Das Instrumentarium der EG zur Förderung inner-
gemeinschaftlicher Kohäsion
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 28/90, S. 3—15
In der EG kristallisiert sich als eine neue Gemeinschaftsaufgabe die Kohäsionspolitik heraus, die wach-
senden Einfluß aufdas zukünftige Aussehen der Gemeinschaft ausübt: Sie beruht aufder Einsicht, daß eine
Notwendigkeit besteht, die peripheren Volkswirtschaften (Griechenland, Irland, Nordirland, Portugal,
Spanien und der Mezzogiorno Italiens) in ihrem wirtschaftlichen, technologischen und sozialen Aufhol-
prozeß zu unterstützen, da die Vollendung des Binnenmarktes mit all seinen vermuteten wohlfahrtsför-
demden Wirkungen ansonsten zumindest gefährdet ist. Ohne eine begleitende Kohäsionspolitik dürfte
eine zunehmende wirtschaftliche Integration in der EG nicht zu haben sein. Diese zentrale Bedeutung der
Kohäsionspolitik macht es notwendig, eine erste Bestandsaufnahme des kohäsionspolitischen Instrumen-
tariums vorzunehmen sowie die Elemente einer Erfolgskontrolle zumindest in Umrissen zu skizzieren.
So existieren bereits Institutionen und Instrumente, die speziell der Förderung der peripheren Gebiete in
der EG dienen. Dazu gehören insbesondere die Europäische Investitionsbank und die Strukturfonds sowie
in zunehmenden Maße die Haushaltspolitik und die Technologiepolitik. Der finanzielle Einsatz der EG auf
diesem neuen Politikfeld ist mittlerweile beachtlich. Für einen Erfolg der Kohäsionspolitik ist es notwen-
dig, daß zum einen das Investitionsvolumen in der Peripherie dauerhaft angehoben wird, und zum anderen
sich ihre Produktivität stärker als die der technologisch führenden Länder in der EG erhöht. Dies sind auch
die wesentlichen Kriterien einer Erfolgskontrolle.

Horst Werner: Ökonomische Probleme der deutschen Einheit und europäischen
Einigung
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 28/90, S. 16—27

Mit der Vollendung der deutschen Einheit erhält die wirtschaftliche Einigung ganz Europas einen ent-
scheidenden Impuls. Heute geht es nicht mehr allein um den Binnenmarkt der zwölf EG-Staaten, sondern
um die reale Chance eines weltoffenen Europäischen Wirtschaftsraums. Eine marktwirtschaftliche Ord-
nung in ganz Deutschland schlägt eine Brücke zu den marktwirtschaftlichen Reformländern in Mittel- und
Osteuropa. Ein möglichst schneller Übergang der DDR zur Marktwirtschaft und eine alsbaldige Öffnung
der EG gegenüber Drittländern fördern den Reformprozeß in Mittel- und Osteuropa. Die Widerstände
gegen die Perestrojka haben gezeigt, daß diese Reformprozesse und damit die wirtschaftliche Einigung
Gesamteuropas gefährdet sind.
Gegen eine zügige Vollendung der deutschen Einheit werden vor allem hohe Anpassungskosten im Über-
gangsprozeß angeführt. Trotz der Anpassungsprobleme, die in einer Währungsunion nicht mehr durch
Wechselkursänderungen entschärft werden können, ist jedoch bereits innerhalb einer kurzen Frist der
gesamtwirtschaftliche Nutzen der Einigung größer als die gesamtwirtschaftlichen Kosten. Ordnungstheore-
tische Überlegungen und die Erfahrungen mit langsamen Reformschritten in Zentralverwaltungswirtschaf-
ten sprechen ebenfalls dafür, daß die Erfolgschancen und das Nutzen-Kosten-Verhältnis bei einer zügigen
Integration der DDR günstiger sind als bei verlängertem Anpassungszeitraum.
Auf der anderen Seite sind Europas Vorteile durch die deutsche Einheit und marktwirtschaftliche Refor-
men Ansatzpunkt von Befürchtungen, die Dritte Welt werde im internationalen Standortwettbewerb um
knappes Kapital noch weiter zurückfallen. Wenn sich die Entwicklungsländer an den demokratischen und
marktwirtschaftlichen Reformen in Europa orientieren und wenn Europa durch konsequente Liberalisie-
rungen in der Uruguay-Runde seine Märkte öffnet, können die marktwirtschaftlichen Reformen in Europa
in Entwicklungserfolge der Dritten Welt umgemünzt werden.

Wolfgang Renzsch: Deutsche Länder und europäische Integration. Kompetenzverluste
und neue Handlungschancen in einem „Europa der Regionen“

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 28/90, S. 28—39
Die jüngste Debatte über die Rolle der Länder in der Europäischen Gemeinschaft wurde durch deren
Bestreben, die innerstaatliche europapolitische Willensbildung verstärkt zu beeinflussen, und ihrem Bemü-
hen, föderative Grundsätze beim Aufbau einer Europäischen Union zu sichern, bestimmt. Weil die Länder
ihre verfassungsrechtlich festgeschriebenen Zuständigkeiten bedroht sehen, nutzen sie die Weiterentwick-
lungen der EWG-Verträge, insbesondere die Ratifizierung der Einheitlichen Europäischen Akte, um ihren
Einfluß auf die europapolitischen Entscheidungsfindungen der Bundesregierung in Fragen, die innerstaat-
lich verfassungsrechtlich der alleinigen Zuständigkeit der Länder unterliegen oder von großem Interesse
für sie sind, zu intensivieren. Durch eine Grundgesetzänderung und die Beteiligung an den Regierungs-
konferenzen zur Ergänzung der Gemeinschaftsverträge wollen sie einer weiteren Aushöhlung ihrer Zustän-
digkeiten entgegenwirken. Bei verschiedenen Gelegenheiten unterstrichen die Länder ihr Verlangen nach
klaren Kompetenzabgrenzungen zwischen der Gemeinschaft, den Nationalstaaten und den Ländern bzw.
Regionen. Besonders zustatten kam den Ländern, daß auf europäischer Ebene zunehmend der bundes-
deutsche Föderalismus als Modell für eine europäische föderale Ordnung, ein „Europa der Regionen“,
betrachtet wird. Die Diskussion um die Konsequenzen der europäischen Einigungsbestrebungen für die
Länder konzentriert sich daher auf zwei Aspekte: auf den Kompctenzverlust der Länder infolge der
Übertragung von Zuständigkeiten auf die Europäische Gemeinschaft und auf sich neu eröffnende politi-
sche Handlungsmöglichkeiten in einem föderalisierten Europa.


